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1. Begehren 

Mit diesem Ratschlag beantragen wir Ihnen den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über 
die kantonalen Beiträge an die Spitäler zur Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung und deren 
Ausgleich unter den Kantonen (Weiterbildungsfinanzierungsvereinbarung WFV). 

2. Ausganglage 

Auf den 1. Januar 2012 wurde die neue Spitalfinanzierung gemäss dem Bundesgesetz über 
Krankenversicherung (KVG) wirksam. Da die neue Finanzierung auch einen gewissen Effizienz-
druck auf die Spitäler ausüben sollte, bestand die Gefahr, dass seitens der Spitäler bei den Aus-
gaben für die Weiterbildung von Assistenzärztinnen und Assistenzärzten zum eidgenössischen 
Facharzttitel gespart würde. Vor dem Hintergrund eines sich abzeichnenden Ärztemangels und 
aufgrund der Entscheide des Bundes, der Kantone und der Universitäten das Aus- bzw. Weiter-
bildungsengagement in der Schweiz zu verstärken, empfahl die von Bund und Kantonen geschaf-
fene Plattform „Zukunft ärztliche Weiterbildung“1 die Einführung eines Vergütungsmodells. Im 
Rahmen des erarbeiteten Modells namens PEP (pragmatisch, einfach, pauschal) wurde vorgese-
hen, dass die Kantone die Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten mit einem finanziellen Beitrag, 
dessen Höhe proportional zur Zahl der Assistenzärzte in den Weiterbildungsspitälern gerechnet 
wird, unterstützen. Der Vorstand der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Gesundheitsdi-
rektorinnen und –direktoren (GDK) genehmigte an seiner Sitzung vom 24. August 2011 die 
Grundsätze des Modells PEP. Ausserdem schlug er vor, die Möglichkeit eines interkantonalen 
Ausgleichs für die Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung zu prüfen. Eine vom Vorstand der 
GDK eingesetzte Arbeitsgruppe wurde beauftragt, einen pauschalen Mindestbeitrag pro Ärz-
tin/Arzt in Weiterbildung und pro Jahr festzulegen, um die Einrichtungen zu entschädigen, die im 
Bereich der ärztlichen Lehre und der medizinischen Forschung tätig sind (intrakantonaler Ansatz), 
und Modelle für die Verteilung der finanziellen Aufwendungen im Zusammenhang mit der ärztli-
chen Lehre auf alle Kantone vorzuschlagen (interkantonaler Finanzausgleich). 

2.1 Konkretisierung des Modells 

Aufgrund der vorgeschlagenen Vergütungs- und Ausgleichsmodelle für die Weiterbildungs-
leistungen der Spitäler hat die von kantonalen Experten gebildete Arbeitsgruppe ein Finanz-
ausgleichsmodell für die ärztliche Weiterbildung und die medizinische Forschung eingebracht, 
das 2011 von der Ostschweizer GDK erarbeitet wurde. Das Modell sieht Ausgleichszahlungen 
vor, die auf der Grösse der Kantonsbevölkerung und den interkantonalen Patientenströme basie-
ren. Aufgrund der gesamtschweizerisch komplexen interkantonalen Patientenströme wurde das 
Berechnungs- und Verteilungsmodell vereinfacht. Auf den ursprünglich beabsichtigten Ausgleich 
der Kosten der medizinischen Forschung wurde im Nachhinein aus Gründen unterschiedlicher 
Zuständigkeiten und der Schwierigkeiten in der bisherigen Kosten- und Leistungserfassung ver-
zichtet, wie es eine vom Bundesamt für Statistik (BFS) im Auftrag der Schweizerischen Universi-
tätskonferenz (SUK) durchgeführte Studie zu den „Kosten der akademischen Lehre und For-
schung in den Universitätsspitälern“2 aufgezeigt hat. 
 
Gestützt auf die Berechnungen des BFS und die Zahlen, die von den Vertretern der Spitäler ein-
gereicht wurden, wurde seitens der Arbeitsgruppe der Kantone ursprünglich vorgeschlagen, dass 
die Kantone pro Assistenzärztin/-arzt einen Jahresbeitrag von 30'000 Franken an die Universi-
tätsspitäler und von 20'000 Franken an die nicht-universitären Spitälern entrichten sollten. Insge-
samt hätten die Beiträge 200 Millionen Franken betragen. Nach Diskussionen mit den Kantonen, 
einer erneuten Prüfung der Ergebnisse der Studie des BFS sowie einer Gegenüberstellung dieser 

                                                
1
 Die Ergebnisse in Form eines Berichts und des Modells PEP wurden vom Dialog Nationale Gesundheitspolitik am 25. August 2011 genehmigt. 

2
 Edith Salgado-Thalmann, Giovanni Teotino, Adrian Füglister, Kosten der akademischen Lehre und Forschung in den Universitätsspitälern vom 30. 

August 2010 
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Ergebnisse mit den von den Kantonen gelieferten Erläuterungen hat die Arbeitsgruppe die Pau-
schalen als zu hoch betrachtet. 
 
Die Plenarversammlung der GDK legte am 22. November 2012 gestützt auf den angepassten 
Vorschlag der Arbeitsgruppe die Beiträge der Kantone an die Spitäler fest (24‘000 Franken für 
Ärzte in Weiterbildung an einem Universitätsspital, 18‘000 Franken an einem grossen Zent-
rumsspital und 15‘000 Franken an allen anderen Spitälern, welche die Anforderungen an die Bei-
träge erfüllen). Zudem hat sie sich für einen interkantonalen Finanzausgleich ausgesprochen, der 
nach dem Bevölkerungsmodell erfolgen und frühestens im Januar 2015 in Kraft treten sollte. 
 
Auf dieser Grundlage hat die GDK-Plenarversammlung vom 23. Mai 2013 einen ersten Vernehm-
lassungsentwurf zuhanden der Kantone verabschiedet. 

2.2 Ergebnisse der ersten Vernehmlassung 

Vierzehn Kantone stimmten der Vereinbarung zu (AG, AI, AR, BE, BL, BS, GE, GL, SG, SO, TG, 
TI, VD, ZH), während zwei Kantone sie hauptsächlich aus finanzpolitischen Gründen ablehnten 
(NW, SZ). Neun Kantone signalisierten hauptsächlich wegen der erheblichen finanziellen Belas-
tung der Zahlerkantone Vorbehalte gegenüber der Vereinbarung. Einige Kantone wandten sich 
gegen das „Universitätsprivileg“ oder die Unterscheidung zwischen Zentrumsspitälern und übri-
gen Spitälern, weil die Weiterbildung der Assistenten zu Beginn hauptsächlich an den nicht-
universitären Einrichtungen stattfinde. 
 
Bezüglich des Berechnungsmodells wurde geltend gemacht, dass die Verteilung nach der Bevöl-
kerung Verzerrungen zwischen den bevölkerungsreichen und den Kantonen mit weniger Einwoh-
nern schaffe. Schliesslich sei die Festlegung der Anzahl der Ärzte und Ärztinnen in Weiterbildung 
und der Pauschalen während der ersten 5 Jahre zu lang. Angesichts der vorgenannten wesentli-
chen Kritikpunkte wurden der GDK-Plenarversammlung Änderungen der Vereinbarung vorge-
schlagen, die eine Verringerung der finanziellen Belastung der Zahlerkantone erlauben würden. 
 
Der GDK-Vorstand nahm an seiner Sitzung vom 19. September 2013 von den Ergebnissen der 
Anhörung bei den Kantonen Kenntnis. Er gab den Auftrag, Anpassungen vorzuschlagen, die mit 
Rücksicht auf den Hauptkritikpunkt geeignet sind, die Nettozahlerkantone finanziell zu entlasten. 
Am Grundprinzip des Ausgleichs wurde hingegen festgehalten. 
 
Die Plenarversammlung der GDK hat am 21. November 2013 zur Erfüllung der genannten Haupt-
forderungen beschlossen, innerkantonal als Mindestpauschale einen einheitlichen Betrag von 
15‘000 Franken festzulegen und die Beteiligung am Ausgleich unter den Kantonen auf 15‘000 
Franken pro Assistenzärztin und -arzt und Jahr zu beschränken, wenn in ihrem Kanton weniger 
Assistenzärztinnen und –ärzte als im schweizerischen Durchschnitt ausgebildet werden. Zu die-
ser Kompromisslösung wurde im Hinblick auf die kantonalen Beitrittsverfahren eine zweite Anhö-
rung durchgeführt mit dem Ziel, die definitive Vereinbarungsversion an der Sitzung vom 22. Mai 
2014 zu verabschieden. 
 
Diese Lösung reduziert die Ausgleichsbeträge unter den Kantonen gegenüber der ursprüng-
lichen Vernehmlassungsvorlage um rund 15 Mio. Franken. Bis auf zwei Mitglieder hat die Plenar-
versammlung dieser Kompromissvariante am 21. November 2013 zugestimmt. Sie hat beschlos-
sen, hierzu eine zweite Vernehmlassung bei den Kantonen durchzuführen. 

2.3 Ergebnisse der zweiten Vernehmlassung 

Alle Kantone haben zu dem angepassten Vereinbarungsentwurf Stellung genommen. 20 Kantone 
äusserten sich zustimmend, wenn auch einige mit Bedenken/Bemerkungen/Vorbehalten. Zwei 
Kantone lehnten die Vereinbarung ab (SZ, NW). Drei Kantone nehmen sie mit Vorbehalten an 
(JU, NE, VS). Ein Kanton (FR) wollte sich mit Blick auf verschiedene offene Fragen nicht ab-
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schliessend zum Vereinbarungsentwurf äussern. In zwei (zustimmenden) Kantonen untersteht 
der Beitritt einem obligatorischen Finanzreferendum (SO, UR). Der Kanton BL hat seine Zustim-
mung zur Vereinbarung davon abhängig gemacht, dass die im Vereinbarungsentwurf vom 21. 
November 2013 ausgewiesene finanzielle Belastung von jährlich 164'020 Franken nicht über-
schritten werde. 
 
Der GDK-Vorstand nahm an seiner Sitzung vom 10. April 2014 von den Ergebnissen der zweiten 
Vernehmlassung bei den Kantonen Kenntnis. 
 
Gleichzeitig ist die Arbeitsgruppe zusammengekommen, um eine Lösung bezüglich der Kantone, 
die der Vereinbarung skeptisch oder sogar ablehnend gegenüberstanden, zu finden. Diese Kan-
tone sollten das Zustandekommen der Vereinbarung nicht aus finanziellen Gründen grundsätzlich 
in Frage stellen können. Die Arbeitsgruppe hat in der Folge folgende Lösungen vorgeschlagen: 
Im Sinne eines Anreizes und der Schaffung einer Ausgleichsgerechtigkeit wird der Betrag von 
15'000 Franken für Ärztinnen und Ärzte, die zum Zeitpunkt des Maturitätserwerbs ihren gesetzli-
chen Wohnsitz nicht in einem Vereinbarungskanton hatten, nicht bezahlt. Zudem wird für das 
Inkrafttreten der Vereinbarung ein Quorum von 18 Kantonen eingeführt. 
 
Die Vereinbarung wurde entsprechend angepasst und der Plenarversammlung der GDK am 23. 
Mai 2014 vorgelegt. Die Plenarversammlung hat entschieden, dass noch Verbesserungen nötig 
sind und hat die Arbeitsgruppe beauftragt, gewisse Änderungen/Verbesserungen anzubringen, 
namentlich bezüglich der Möglichkeit ein Monitoring zum interkantonalen Ärztefluss einzuführen 
(Vorschlag der CLASS3) und eine neutralere Formulierung der Folgen eines allfälligen Nichtbei-
tritts zu finden. 
 
Die Plenarversammlung der GDK hat am 20. November 2014 die Interkantonale Vereinbarung 
zur Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung mit 24 Ja-Stimmen zu 2 Nein-Stimmen angenom-
men. Diese wird nun den Kantonen zur Ratifizierung unterbreitet. 

3. Wichtige Eckpunkte der Interkantonalen Vereinbarung 

3.1 Was wird geregelt? 

Die Vereinbarung legt den Mindestbetrag fest, mit dem sich die Standortkantone an den Kosten 
der Spitäler für erteilte strukturierte Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten gemäss Medizi-
nalberufegesetz beteiligen. Den Standtortkantonen steht es frei, den Spitälern höhere als der de-
finierte Mindestbetrag zu entrichten. Zudem wird der Ausgleichsmechanismus betreffend des un-
terschiedlichen Kostenaufwands der Kantone geregelt. 

3.1.1 Ärztliche Weiterbildung zum eidgenössischen Facharzt 

Die ärztliche Weiterbildung zum eidgenössischen Facharzt besteht grundsätzlich nicht nur aus 
der erteilten strukturierten Weiterbildung, sondern stellt sich wie folgt dar: 
 

Weiterbildung Strukturiert (Beispiele) Unstrukturiert (Beispiele) 

Erteilte Weiterbildung  - Vorbereitung und Durchfüh-
rung der praktischen Arbei-
ten, Seminarien, Vorträge 
Kolloquien und andere Ver-
anstaltungen 

- Betreuung der Lernenden 
- Expertenkommissionen zur 

- Demonstration von medizi-
nischen Behandlungen 

- Oberaufsicht über medizini-
sche Behandlungen 

- Anweisungen und Erläute-
rungen während des Ar-
beitsprozesses etc. 

                                                
3
 Conférence Latine des Affaires Sanitaires et Sociales 
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Weiterbildung etc. 

Erhaltene Weiterbildung  - Vorbereitung, Teilnahme 
und Nachbereitung von 
praktischen Arbeiten, Se-
minarien, Vorträgen, Kollo-
quien und sonstigen Veran-
staltungen 

- Teilnahme an obligatori-
schen Kursen, Bearbeitung 
von Fachliteratur etc. 

- Teilnahme an Examen 
- Verfassen von Publikatio-

nen etc. 

- Studium medizinische Be-
handlungen, welche von 
anderen Medizinern vorge-
nommen werden 

- Beaufsichtigtes Erstellen 
medizinischer Leistungen 

- Visiten des Oberarztes 
- Interdisziplinäre Falldiskus-

sion etc. 

Tabelle 1 

 
Aufgrund dieser Tatsache muss festgehalten werden, dass die zum Beitritt vorgelegte Interkanto-
nale Vereinbarung den grössten gemeinsamen Nenner zwischen den Kantonen darstellt. Dies 
bedeutet, dass die von den Spitälern, welche Weiterbildungsplätze anbieten, vorgebrachte Kritik 
durchaus berechtigt ist, da mit der vorgesehenen minimalen Abgeltung von 15‘000 Franken pro 
Weiterbildungsplatz und Jahr für die erteilte ärztliche Weiterbildung noch nicht sämtliche Aufwen-
dungen der ärztlichen Weiterbildung abgegolten werden. 

3.2 Beiträge der Standortkantone 

Es wird nicht mehr zwischen Universitäts-, Zentrums- und übrigen Spitälern unterschieden, son-
dern es ist vorgesehen, dass die Standortkantone den Spitälern pro Jahr und Ärztin und Arzt in 
Weiterbildung (Vollzeitäquivalent) pauschal 15‘000 Franken ausrichten. Dies bedeutet für den 
Kanton Basel-Stadt, dass er dem Universitätsspital Basel (USB), dem Universitäts-Kinderspital 
beider Basel (UKBB) und den Universitären Psychiatrischen Kliniken Basel (UPK) ab in Kraft tre-
ten der Vereinbarung nicht mehr 24‘000 Franken pro Jahr und Ärztin und Arzt abgelten und somit 
die Einnahmen bzw. die Deckung der Weiterbildungskosten in den Universitätsspitälern sinken 
würden. Die Vereinbarung sieht aber vor, dass die Standortkantone durchaus auch höhere Bei-
träge als die vorgesehenen 15‘000 Franken entrichten könnten, diese höheren Beiträge würden 
aber nicht unter den Kantonen ausgeglichen. 

3.3 Ermittlung der Anzahl Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung 

Die Anzahl der Ärztinnen und Ärzte (Vollzeitäquivalente), für die den Spitälern Beiträge gewährt 
werden, richtet sich nach der Erhebung des Bundesamtes für Statistik (BFS). 

3.4 Berechnung des Ausgleichs unter den Kantonen 

Der Ausgleich unter den Kantonen wird mit folgenden Schritten ermittelt: 
 

- Ermittlung der Beitragsleistungen pro Kanton; 
- Summierung der Beitragsleistungen aller Vereinbarungskantone; 
- Teilung der Summe durch die Bevölkerung der Vereinbarungskantone; 
- Multiplikation des gemittelten pro Kopf-Beitrages für jeden Vereinbarungskanton mit seiner 

Bevölkerung; 
- Gegenüberstellung der Beitragsleistungen eines jedes Vereinbarungskantons mit den 

gemittelten Werten;  
- Die Differenz der Werte bildet den vom Vereinbarungskanton als Ausgleich zu zahlenden 

bzw. zu beziehenden Beitrag. 
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Nachfolgende Tabelle zeigt die Ergebnisse der zu bezahlenden bzw. zu beziehenden Beträge 
aus dem Ausgleichmechanismus pro Kanton. 
 
 
Tabelle der von den Kantonen als Ausgleich zu zahlenden bzw. zu beziehenden Beiträge 

 
Tabelle 2: Negative Beträge = zu bezahlen; positive Beträge = zu beziehen 

 
Wie die Aufstellung zeigt, ist der Kanton Basel-Stadt mit einem zu beziehenden Betrag von rund 
7.2 Mio. Franken bei der einheitlichen Abgeltung von 15‘000 Franken pro Jahr und Ärztin und 
Arzt der grösste Nutzniesser der interkantonalen Vereinbarung. Dies ist auf den Umstand zurück-
zuführen, dass der Kanton Basel-Stadt gemessen an seiner Wohnkantonsbevölkerung überpro-
portional viele Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung in den baselstädtischen Spitälern aufweist. 
 
Es gilt zu beachten, dass die Daten provisorischen Charakter haben, da bei in Kraft treten der 
Interkantonalen Vereinbarung (erreichen des Quorums von 18 Vereinbarungskantonen) die je-
weils neusten zur Verfügung stehenden Daten mit dem Modell angewandt werden. 

3.5 In Kraft treten der Vereinbarung  

Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald das Quorum von 18 Beitrittskantonen erreicht wird. Auch 
wenn sich das in Kraft treten der Vereinbarung aufgrund mehrerer Vernehmlassungen verzöger-
te, empfiehlt der Regierungsrat den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung, da diese für den 
Kanton Basel-Stadt eine substanzielle Entlastung für die Abgeltung der ärztlichen Weiterbildung 

Kanton Nettobetrag

AG -2'060'701

AI -263'102

AR -148'185

BE -159'366

BL -1'233'508

BS 7'238'745

FR -1'468'716

GE 2'408'753

GL -274'558

GR -147'664

JU -344'321

LU -1'086'142

NE -440'142

NW -410'503

OW -363'622

SG 169'787

SH -419'773

SO -1'520'352

SZ -1'675'471

TG -1'146'256

TI -71'503

UR -322'216

VD 3'677'783

VS -928'977

ZG -1'005'656

ZH 1'995'666
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mit sich bringen würde. Zurzeit leistet der Kanton Basel-Stadt die entsprechenden Zahlungen an 
die Spitäler alleine über die gemeinwirtschaftlichen Leistungen. 

4. Finanzielle Auswirkungen 

In den Leistungsvereinbarungen betreffend die Abgeltung von gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
der Jahre 2012 - 2013 und 2014 – 2015 wurden jeweils die dazumal geltenden Empfehlungen der 
GDK angewandt. Dies bedeutet, dass für die Jahre 2012 und 2013 jeweils 30‘000 Franken pro 
Weiterbildungsstelle und Jahr in Universitätsspitälern und 20‘000 Franken pro Weiterbildungsstel-
le und Jahr in nicht-universitären Spitälern bezahlt wurden. In den Jahren 2014 und 2015 kamen 
und kommen die reduzierten Beiträge von 24‘000 Franken pro Weiterbildungsstelle und Jahr in 
Universitätsspitälern und 15‘000 Franken pro Weiterbildungsstelle und Jahr in nicht-universitären 
Spitälern zur Anwendung. Falls der Kanton Basel-Stadt seine Beiträge an die Universitätsspitäler 
dem Tarif für den interkantonalen Ausgleich von 15‘000 Franken pro Weiterbildungsstelle und 
Jahr angleichen würde, müssten das USB, das UKBB und die UPK mit Mindereinnahmen – bei 
gleichbleibendem Weiterbildungsangebot – rechnen. Aufgrund von Erfahrungswerten der Univer-
sitätsspitäler  und auch einer Untersuchung des Bundesamtes für Statistik (BFS)4 ist aber nach-
gewiesen, dass Weiterbildungsstellen an Universitätsspitälern teurer zu stehen kommen als an 
Zentrums- oder Regionalspitälern. Dies ist vor allem auf das viel grössere Spektrum von Weiter-
bildungsstellen zurückzuführen (rund 40 verschiedene Facharzttitel können angestrebt werden), 
wie auch auf die intensivere universitäre Weiterbildung, welche auch hochspezialisierte Medizin 
beinhaltet. Im Rahmen der Leistungsvereinbarungen der gemeinwirtschaftlichen Leistungen für 
die Jahre 2016 und folgende soll entschieden werden, ob für die Universitätsspitäler (USB, UKBB 
und UPK) weiterhin 24‘000 Franken pro Stelle und Jahr oder die neue Empfehlung der GDK 
(15‘000 Fr.) abgegolten werden soll. Die Entwicklung der finanziellen Belastung des Kantons Ba-
sel-Stadt für die ärztliche Weiterbildung sieht wie folgt aus: 
 

Kosten Weiterbildung Medizinalberufe bis zum Facharzttitel 
 

Spital IST 2012 IST 2013 
Budget 
2014 IST 2014 

Budget 
2015 

FPS 400'000 400'000 321'000 343'125 321'000 

UKBB 709'100 804'653 608'000 792'168 608'000 

UPK 1'733'750 1'448'750 1'387'000 1'267'100 1'387'000 

USB 9'960'000 9'960'000 9'234'000 9'965'400 9'234'000 

            

Adullam 200'000 200'000 203'000 205'000 203'000 

Bethesda  97'500 186'667 150'000 118'500 150'000 

Klinik Sonnenhalde 184'167 196'667 180'000 106'250 180'000 

Merian Iselin Stpi-
tal 0 0 60'000 0 60'000 

Reha Chrischona 68'333 48'333 60'000 65'000 60'000 

REHAB Basel 80'000 80'000 157'000 141'000 157'000 

Schmerzklinik 20'000 20'000 30'000 10'125 30'000 

St. Claraspital* 602'500 680'000 510'000 507'625 510'000 

            

Total 14'055'350 14'025'070 12'900'000 13'521'293 12'900'000 

* Ist-Zahlen 2014 provisorisch 

    Tabelle 3 
 

                                                
4
 Edith Salgado-Thalmann, Giovanni Teotino, Adrian Füglister, Kosten der akademischen Lehre und Forschung in den Universitätsspitälern, 30. August 

2010 
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Wie aus den Tabellen 2 und 3 hervorgeht, ist somit bei in Kraft treten der Interkantonalen Verein-
barung damit zu rechnen, dass bei Aufwendungen von rund 12.9 Mio. Franken – bei Beiträgen in 
der bisherigen Höhe – mit einer Entlastung von rund 7.2 Mio. Franken durch die Ausgleichzah-
lungen der anderen Kantone gerechnet werden kann. Dabei muss berücksichtigt werden, dass es 
sich beim Ausgleichsbetrag wie auch bei den Aufwendungen für die ärztliche Weiterbildung zum 
eidgenössischen Facharzt um Näherungswerte handelt, da ja die Weiterbildungsplätze-Anzahl 
durchaus von einem Jahr zum anderen schwanken kann und somit auch die entsprechende Ab-
geltung. Es findet somit keine Deckelung der Beiträge statt. Wer mehr Weiterbildungsplätze an-
bietet, wird dementsprechend auch mehr Beiträge für die ärztliche Weiterbildung erhalten. Dies 
ist bei dem sich abzeichnenden Fachärztemangel in der Schweiz sicher ein richtiges und wichti-
ges Signal. 

5. Formelle Prüfungen und Regulierungsfolgenabschätzung 

Das Finanzdepartement hat den vorliegenden Ratschlag gemäss § 8 des Gesetzes über den 
kantonalen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz) vom 14. März 2012 überprüft. 
 
Aufgrund des Vortests zur Regulierungsfolgeabschätzung sind die Unternehmen weder direkt 
noch indirekt negativ von der Interkantonalen Vereinbarung betroffen. Die Vereinbarung regelt die 
Vergütung an Spitäler, welche Weiterbildungsplätze für Assistenzärztinnen und –ärzte zum eid-
genössische Facharzt anbieten und den interkantonalen Ausgleich. 

6. Antrag 

Gestützt auf unsere Ausführungen beantragen wir dem Grossen Rat die Annahme des nachste-
henden Beschlussentwurfes. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 
 

 
    
 

Dr. Guy Morin Marco Greiner 

Präsident Vizestaatsschreiber 
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- Entwurf Grossratsbeschluss 
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Grossratsbeschluss 
 

Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über die kantonalen Bei-
träge an die Spitäler zur Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung 
und deren Ausgleich unter den Kantonen (Weiterbildungsfinanzie-
rungsvereinbarung WFV) 
 

[Untertitel eingeben] 
 
(vom [Datum eingeben]) 
 
Der Grosse Rat des Kantons Basel Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regierungs-
rates Nr. [Nummer eingeben]vom [Datum eingeben] und nach dem mündlichen Antrag der 
[Kommission eingeben] vom [Datum eingeben], beschliesst: 
 

1. Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt stimmt dem Beitritt des Kantons Basel-Stadt 
zur Interkantonalen Vereinbarung über die kantonalen Beiträge an die Spitäler zur Fi-
nanzierung der ärztlichen Weiterbildung und deren Ausgleich unter den Kantonen (Wei-
terbildungsfinanzierungsvereinbarung WFV) zu und ermächtigt den Regierungsrat, diese 
Vereinbarung zu unterzeichnen. 
 
 

 
Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er untersteht dem Referendum. 



Verabschiedet durch die Plenarversammlung der GDK am 20.11.2014 

Interkantonale Vereinbarung über die kantonalen Beiträge an die Spitäler zur 

Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung und deren Ausgleich unter den Kantonen 

(Weiterbildungsfinanzierungvereinbarung WFV) 

vom ...  

 

 

Präambel 

In Erwägung dass 

 die Versorgung der Bevölkerung mit Fachärzten  langfristig gesichert werden muss;  

 die Kantone beschlossen haben, sich verstärkt in der Weiterbildung zu engagieren; 

 demgemäss auch die Spitäler mit anerkannten Weiterbildungsstätten von den Kantonen  

finanziell zu unterstützen und sich hieraus  ergebende unterschiedliche Belastungen 

unter den Kantonen auszugleichen sind; 

 

beschliesst die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und –

direktoren (GDK):  

 

Art. 1  Gegenstand und Zweck 

1 Die Vereinbarung legt den Mindestbeitrag fest, mit dem sich die Standortkantone an den 

Kosten der Spitäler für die erteilte strukturierte Weiterbildung von Ärztinnen und Ärzten 

gemäss Medizinalberufegesetz beteiligen. 

2 Sie regelt zudem den Ausgleich des unterschiedlichen Kostenaufwands der Kantone durch 

die Gewährung des Mindestbeitrags  gemäss Abs. 1. 

Art. 2 Beiträge der Standortkantone 

1 Die Standortkantone richten den Spitälern pro Jahr und Ärztin und Arzt in Weiterbildung 

(Vollzeitäquivalent) pauschal CHF 15‘000 aus, sofern die betreffende Ärztin/der betreffende 

Arzt im Zeitpunkt der Erlangung des Universitätszulassungsausweises ihren/seinen 

Wohnsitz in einem der Vereinbarung beigetretenen Kanton hatte.  

2 Allfällige höhere Beiträge der Standortkantone oder Beiträge der Standortkantone für 

Ärztinnen und Ärzte, die im Zeitpunkt der Erlangung des Universitätszulassungsausweises 



ihren Wohnsitz nicht in einem der Vereinbarung beigetretenen Kanton hatten, werden unter 

den Kantonen nicht ausgeglichen.  

3Die Standortkantone überprüfen, ob die Weiterbildungsstätten ihrer Spitäler über eine 

Anerkennung gemäss der vom Bund akkreditierten Weiterbildungsordnung verfügen. 

4 Der Beitrag gemäss Art. 2 Abs. 1 wird jeweils an die Preisentwicklung angepasst, wenn der 

Landesindex der Konsumentenpreise (LIK) um mindestens 10 Prozent gestiegen ist. 

Ausgangspunkt ist der Stand des LIK bei Vertragsabschluss (Basis Dezember 2010=100). 

Das gemäss Art. 6 Abs. 2 zu erlassende Geschäftsreglement regelt die Einzelheiten. Die 

Beschlussfassung erfolgt bis zum 30. Juni mit Wirkung ab dem folgenden Kalenderjahr.  

 

Art. 3 Anzahl der Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung 

Die Anzahl der Ärztinnen und Ärzte (Vollzeitäquivalente), für die den Spitälern Beiträge 

gewährt werden, richtet sich  nach der Erhebung des Bundesamtes für Statistik (BFS). 

Vorbehalten bleiben Korrekturen gemäss Art. 2 Abs. 2 und aufgrund von Plausibilisierungen 

gemäss Art. 6 Abs. 2 Bst. e. 

 

Art. 4  Standortkanton 

Standortkanton ist der Kanton, in dem das Spital liegt. 

 

Art. 5 Berechnung des Ausgleichs  

1 Der Ausgleich unter den Kantonen wird in folgenden Schritten ermittelt: 

1. Ermittlung der Beitragsleistungen gem. Art. 2 Abs. 1 pro Kanton; 

2. Summierung der Beitragsleistungen aller Vereinbarungskantone; 

3. Teilung der Summe durch die Bevölkerung der Vereinbarungskantone; 

4. Multiplikation des gemittelten pro Kopf-Beitrages eines jeden Vereinbarungskantons mit 

seiner Bevölkerung; 

5. Gegenüberstellung der Beitragsleistung eines jeden Vereinbarungskantons mit den 

gemittelten Werten; 



6. Die Differenz der Werte gemäss Schritt 5 bildet den vom Vereinbarungskanton als 

Ausgleich zu zahlenden bzw. zu beziehenden Beitrag. 

2Der Ausgleich erfolgt jährlich. 

 

Art. 6  Versammlung der Vereinbarungskantone 

1 Der Vollzug dieser Vereinbarung obliegt der Versammlung der Vereinbarungskantone 

(Versammlung). 

2 Die Versammlung hat folgende Aufgaben: 

a. Wahl des Vorsitzes; 

b. Erlass eines Geschäftsreglements; 

c. Bezeichnung der Geschäftsstelle; 

d. Anpassungen des Mindestbeitrags gemäss Art. 2 Abs.  4;  

e. Plausibilisierung der Vollzeitäquivalente gemäss  Art. 3;  

f. Festlegung des Ausgleichs gemäss Art. 5; 

g. Jährliche Berichterstattung an die Vereinbarungskantone. 

3 Die Beschlüsse der Versammlung erfordern Einstimmigkeit. Die Beschlüsse gemäss Abs. 

2 lit. d, e und f gelten ab dem folgenden Jahr.  

 

Art. 7 Vollzugskosten 

Die Vollzugskosten dieser Vereinbarung werden von den Vereinbarungskantonen nach 

Massgabe der Bevölkerungszahl getragen.  

 

Art. 8 Streitbeilegung 

Die Vereinbarungskantone verpflichten sich, vor Anrufung des Bundesgerichts das im  

IV. Abschnitt der IRV1 geregelte Streitbeilegungsverfahren anzuwenden.  

 

 

 

                                                           
1
 Rahmenvereinbarung für die Zusammenarbeit mit Lastenausgleich vom 24. Juni 2005 (IRV). 



Art. 9 Beitritt  

Der Beitritt zu dieser Vereinbarung wird mit der Mitteilung an die GDK wirksam.  

 

Art. 10 Inkrafttreten 

Diese Vereinbarung tritt in Kraft, wenn ihr mindestens 18 Kantone beigetreten sind. Sie ist 

dem Bund zur Kenntnis zu bringen.  

 

Art. 11 Austritt und Beendigung der Vereinbarung 

1Jeder Vereinbarungskanton kann den Austritt aus der Vereinbarung beschliessen und 

durch Erklärung gegenüber der GDK austreten. Der Austritt wird mit dem Ende des auf die 

Erklärung folgenden Kalenderjahres wirksam und beendet die Vereinbarung, wenn durch 

den Austritt die Zahl der Vereinbarungskantone unter 18 fällt.  

2Der Austritt kann frühestens auf das Ende des 5. Jahres seit Inkrafttreten der Vereinbarung 

erklärt werden.  

 

Art. 12 Geltungsdauer 

Die Vereinbarung gilt unbefristet.  

 



Bern, …………. 

 

Im Namen der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und –

direktoren  

 

Der Präsident       Der Zentralsekretär 

 

 

Philippe Perrenoud      Michael Jordi 

Regierungsrat  

  



Anhang  

Tabelle der von den Kantonen als Ausgleich zu zahlenden bzw. zu beziehenden 

Beiträge  

 

Kantone CHF (Daten 2012)  

AG -2‘060‘701  

AI -263‘102  

AR -148‘185  

BE -159‘366  

BL -1‘233‘508  

BS 7‘238‘745  

FR -1‘468‘716  

GE 2‘408‘753  

GL -274‘558  

GR -147‘664  

JU -344‘321  

LU -1‘086‘142  

NE -440‘142  

NW -410‘503  

OW -363‘622  

SG 169‘787  

SH -419‘773  

SO -1‘520‘352  

SZ -1‘675‘471  

TG -1‘146‘256  

TI -71‘503  

UR -322‘216  

VD 3‘677‘783  

VS -928‘977  

ZG -1‘005‘656  

ZH 1‘995‘666  

 

Die Tabelle wird vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung noch mit den zuletzt verfügbaren 

Datengrundlagen gemäss Art. 3 und 5 aktualisiert.  
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Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) 

 

 

Teil A:  

Klärung der Betroffenheit („Vortest“) 
 

 

Titel des Geschäfts:  Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung über die kantonalen Beiträge an die 

Spitäler zur Finanzierung de ärztlichen Weiterbildung und deren Ausgleich unter den Kantonen 

(Weiterbildungsfinanzierungsverordnung WFV) 

P-Nr.:  [Hier Text einfügen]     

Erlassform:   Gesetz      Verordnung         

Federführendes Departement:    PD      BVD      ED      FD      GD      JSD      WSU   

 
 
Ist folgende Frage mit „Ja“ zu beantworten, liegt eine Betroffenheit der Wirtschaft vor, d.h. die Re-
gulierungsfolgenabschätzung (Teil B) ist durchzuführen.  

 

 
1. Können Unternehmen vom Vorhaben direkt oder indirekt negativ betroffen sein? (direkt: z.B. in Form 

von Kosten, Berichtspflichten, Auflagen; indirekt: z.B. Verschlechterung der Standortattraktivität) 
 

      Ja            Nein  

 
 
 
Der Vortest zur Betroffenheit ist obligatorischer Bestandteil des Berichtes an den Regierungsrat 
bzw. des Ratschlags an den Grossen Rat. Liegt keine Betroffenheit der Wirtschaft vor, ist dies in 
einem separaten Abschnitt („Regulierungsfolgenabschätzung“) im Bericht bzw. Ratschlag kurz zu 
begründen. Ist eine Betroffenheit festgestellt worden, ist Teil B des Fragenkatalogs auszufüllen. 
 

 

 

 

 

 

 

 





Empfehlung:  

Der Regierungsrat empfiehlt, den Fragebogen bereits bei der Ausarbeitung des Erlasses 

bzw. dessen Revision zu berücksichtigen und nach dessen Finalisierung auszufüllen.  


